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Klaus Kwasniewski

Die Krise 
des 
Schiffbaus

Der deutsche Schiffbau stecl<t in 
seiner tiefsten Krise. Ende die­

ses Jahres werden die meisten 
Werften in der Bundesrepublik ohne 
Arbeit sein. Zur Sicherung ihrer Exi­
stenz muß die Branche nach eige­
ner Einschätzung mindestens 30 % 
ihrer Neubaukapazitäten bzw. ein 
Viertel ihrer Gesamtkapazitäten ab­
bauen. Betroffen seien bis zu 10000 
der jetzt noch rund 40000 Beschäf­
tigten der deutschen Seewerften. 
Dieser Kapazitätsabbau könne 
nicht quer durch alle Werften erfol­
gen. Vielmehr müßten einzelne Be­
triebe schließen, damit die anderen 
besser ausgelastet werden könnten 
und geringere Gemeinkosten hät­
ten. Zu diesem Ergebnis kommt 
auch ein jüngst vorgelegtes Gutach­
ten, das von den vier norddeut­
schen Küstenländern in Auftrag ge­
geben wurde.

Die Ursachen der Krise sind be­
kannt. Den weltweiten Handels­
schiffbaukapazitäten steht eine 
nicht annähernd gleiche Nachfrage 
nach Schiffsneubauten gegenüber, 
da bereits die bestehenden Flotten 
nicht ausgelastet sind. So wird im 
Bereich der Tankerfahrt die Überka­
pazität auf 25 bis 30 %, bei der trok- 
kenen Ivlassengutfahrt auf 15 bis 
20 % und bei der Containerfahrt auf 
10 bis 15 % geschätzt. Darnieder 
liegen außerdem der Offshore-Be- 
reich und die Schiffsreparaturen. 
Die Zeit bis zu einer möglichen Wie­
derbelebung des Marktes für 
Schiffsneubauten in einigen Jahren 
kann von den deutschen Werften 
wegen fehlender Liquidität nicht 
überbrückt werden. So wird wieder 
der Ruf nach dem Staat laut, den 
Kapazitätsabbau zu unterstützen 
und die Beschäftigung der verblei­
benden Werften sicherzustellen.

Nun haben die bisherigen be­
trächtlichen Subventionszahlungen 
der Küstenländer und des Bundes 
den Niedergang der deutschen 
Werftindustrie nicht aufhalten, son­
dern nur verzögern können. Abge­
baut wurden vor allem nicht speziali­
sierte Produktionsbereiche, bei de­
nen die deutschen Werften schon 
wegen der hohen Lohnkosten Wett­
bewerbsnachteile gegenüber z. B. 
den Schwellenländern besaßen. In 
Mitleidenschaft gezogen wird in der 
gegenwärtigen Krise zunehmend 
auch der Spezialschiffbau, bei dem 
der deutsche Schiffbau generell 
wettbewerbsfähig sein dürfte, we­
gen höherer Subventionszahlun­
gen der internationalen Konkurren­
ten auch in den Industrieländern 
aber nicht zum Zuge kommt.

Angesichts der Schwere der 
Krise ist es fraglich, ob der von der 
Branche angegebene verbleibende 
Kapazitätsbestand von 70 % auf­
rechtzuerhalten ist. Hierzu wäre 
eine erhebliche Aufstockung der 
Subventionen erforderlich. Damit 
verbunden wäre aber die Gefahr ei­
ner weiteren Eskalation des interna­
tionalen Subventionswettlaufs und

einer Erhöhung der Überkapazitä­
ten an Schiffstonnage.

Die Unternehmer hätten daher 
zunächst festzustellen, welche 
Werftkapazitäten bei dem beste­
henden Subventionsvolumen auf­
rechterhalten werden könnten. 
Sollte diese ermittelte Kapazität in 
den Augen des Staates zu niedrig 
sein, d. h. einen als notwendig 
erachteten Mindestbestand an 
Werftkapazität unterschreiten, wä­
ren die Subventionsmittel zu erhö­
hen. Gibt es für die Bundesrepublik 
solch einen notwendigen Mindest­
bestand an Werftkapazität?

Einigkeit besteht unter den Politi­
kern allgemein darüber, daß die 
Bundesrepublik als eine der führen­
den Handelsnationen einer nationa­
len Flotte bedarf. Ihr Bestand wird 
staatlich gefördert. Ob eine natio­
nale Handelsflotte aber eine natio­
nale Werftindustrie voraussetzt, ist 
fraglich. Sicherlich sollten aber in 
den wichtigsten deutschen Seehä­
fen Werftkapazitäten für eventuell 
notwendige Schiffsreparaturen vor­
handen sein. Auch sollte das Know- 
how im Handelsschiffbau aufrecht­
erhalten bleiben, um Optionen of­
fenzuhalten.

In einem zweiten Schritt sind die 
als nicht notwendig erachteten 
Werftkapazitäten schrittweise aus 
dem Markt zu nehmen. Hier sind die 
Werften selbst gefordert, der Ein­
satz eines „Moderators“ ähnlich wie 
in der Stahlindustrie könnte nützlich 
sein. Oberste Richtschnur sollte die 
Wettbewerbsfähigkeit der verblei­
benden Werften und Werftenzusam­
menschlüsse sein. Länder- und 
Standortinteressen sind hintanzu­
stellen. Nur hierdurch ist eine Mini­
mierung künftiger Subventionszah­
lungen zu erreichen und weiteres 
Siechtum der Branche zu vermei­
den. Es werden Mittel freigesetzt, 
die in den durch Werftenschließun­
gen betroffenen Standorten für die 
Schaffung von dauerhafteren Ar­
beitsplätzen verwendet werden 
könnten.
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